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Drucksache Nr. 1567 


Der Bimdesminister der Justiz 

liOO/la - 25032/50 


Bonn, den 4. November 1950 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Anfrage Nr. 125 der Fraktion der CDU/CSU über 
Rückerstattungsgesetz Nr. 59 und V. O. Nr. 120 
- Nr. 1455 der Drudksadien - 


Die Anfrage der Fraktion der CDU/CStJ betreffend Rückerstattungsgesetz 
Nr. 59 und V. O. Nr. 120 beantworte ich wie folgt: 

Das Rückerstattungsrecht ist nadi dem Besatzungsstatiit vorbehaltenes Gebiet 
der Besatzungsmächte. Es wird aucli im Zuge der Änderung des Besatzungs- 
statuts nicht in die deutsdie Zuständigkeit zurückgegeben werden, wie der 
amerikanische Hohe Kommissar in seiner Rundfunkanspradie an das deutsdie 
Volk vom 8. Oktober 1950 mitgeteilt hat. Zu einer Änderung, insbesondere 
einer Milderung der Rückerstattungsgesetze bedürfte es gemäß Ziffer 4 des 
Besatzungsstatuts der Zustimmung der Besatzungsmädite, die aber nicht zu 
erwarten ist. 

Es ist nicht zu verkennen, daß durdi die Rückerstattungsgesetze in vielen Fällen 
auch gutgläubige Erwerber und solche Erwerber schwer getroffen werden, 
die einen angemessenen Kaufpreis gezahlt und aus der Notlage des Ver- 
folgten keinen Nutzen gezogen haben. Sie sind gezwungen, durdi Rückgabe 
der von ilmen erworbenen, ursprünglich dem Verfolgten gehörigen Gegen- 
stände einen Sdiaden wieder gutzumachen, an dessen Entstehung sie per- 
sönlich kein Verschulden trifft. Dieses Ergebnis ist besonders unbefriedigend 
in den nicht seltenen Fällen, in denen der Erwerber von dem Verfolgten auf 
dessen Bitte die nunmehr zurückzugebenden Gegenstände erworben hatte, 
und in den Fällen, in denen die Rückerstattung der zu angemessenem Preis 
oder gutgläubig erworbenen Gegenstände eine besonders sdiwere Schädigung, 
unter Umständen eine Verniditung der wirtschaftlichen Existenz des Rück- 
erstattungspflichtigen bedeutet. Fälle dieser Art haben in den betroffenen 
Kreisen teilweise eine starke Erbitterung hervorgerufen. 

Auf der anderen Seite muß aber auch darauf hingewieseii werden, daß die 
Rückerstattungsgesetzgebung bei aller ihrer Strenge nicht annähernd die den 
rassisch und politisch Verfolgten durch die nationalsozialistische Gewaltherr- 
schaft zugefügten Vermögensschäden wieder gutzumachen vermag, und daß 
auch die teils erlassenen, teils noch zu erlassenden Entschädigungsgesetze der 
Länder die bestehenden Lücken nur zu einem Teil zu schließen vermögen. 
Viele, namentlich immaterielle Schäden werden überhaupt niemals wieder 
gutgemacht werden können. In vielen Fällen sind zudem die heute im Ausland 
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lebenden Verfolgten der nationalsozialistisclien Gewaltherrschaft zur möglichst 
vollständigen Diirdisetzung ihrer Rückerstattungsansprüche außer durch ihre 
verständliche Erbitterung über das ihnen seinerzeit angetane Unrecht auch 
durdi ihre eigene beengte wirtschaftliche Lage veranlaßt. 

Eine gerechte Regelung der Rückerstattung wäre nur dann möglich, wenn in 
den Fällen, in denen dem Erwerber ein Verstoß gegen Rechtsnormen und 
gute Sitten nicht zur Last gelegt werden kann, an seiner Stelle die Bundes- 
republik und die Länder die Last der Wiedergutmacliung übernehmen würden, 
sei es indem sie den Rückerstattungsberechtigten anstelle der Rückerstattung 
für den von ihm seinerzeit erlittenen Schaden entschädigen, sei es indem 
sie dem Rückerstattungspfliclitigen den durcli die R.ückerstaitung ihm ent- 
stehenden Schaden ersetzen würden. Dies ist aber aiigesicdits des ungeheuren 
L-mfangs der seinerzeit den Verfolgten entzogenen Vermögenswerte und 
angesichts des außerordentlichen Umfangs der sonstigen Verpflichtungen der 
Ößentlichen Hand unmöglich. Lediglidi auf Sondergebieten wie in den Fällen, 
in denen das Reich als Ersterwerber entzogene VennÖgensgegenstäncle 
weiterverkauft oder als Entschädigung für Enteigungsmaßnahnien weiter 
übertragen hat, wird eine derartige Einschaltung der öffentlidien Hand in 
Betradit kommen können. Diese Fragen bilden zur Zeit nodi den Gegenstand 
von Beratungen zwisdieiiBundesjustizininisteriumundßundcsfinanzministerium. 
Sie können aber kaum aus dem Gesamtbereidi der Sdiuldnadifolge nach 
dem vormaligen nationalsozialistisdien Reich zwecks Vorwegregelung heraus- 
genommen werden. 

Es ist ferner die Frage geprüft w orden, ob nicht durch Schaffung einer Clea- 
rings- oder Transfermöglidikeit für Zahlungen ins Ausland die Bereitschaft 
ausländischer Rückerstattungsbereditigter gefördert werden kann, auf dem 
Vergleichsw'ege anstelle der Rückgabe des entzogenen Vermögensgegenstandes 
eine Abfindung in Geld zu w^ählen. Auch hierdurdi könnte die Lage mandier 
Rückerstaltungspfliditiger erleiditert werden. Nach einer Auskunft des Bundes- 
ministers für Wärt-chaft ist es jedoch derzeit noch nicht möglich, eine solche 
Verrechnung und den Ausgleich von Spitzen in Angriff zu nehmen. 

Angesichts dieser Sachlage und in objektiver Abwägung der berechtigten 
Interessen beider Seiten sieht sidi die Bundesregierung im wesentlidien nicht 
in der Lage, eine Abänderung der Rückerstattungsgesetzgebung bei der AHK 
vorzuschlagen. Ein derartiger Vorschlag würde aussichtslos sein, er würde im 
Auslande zu schweren Angriffen auf die Bundesrepublik führen und er würde 
zudem kaum in einer Form gemacht werden können, die eine wirklich gereclite 
Lösung darstellen würde. Allerdings wäre eine Abänderung wenigstens mit 
dem Ziele einer Vereinheitlicliung des zonal zersplitterten Rückerstattungs- 
rechtes sehr erw ünscht. Aber aucli dies würde eine erheblidie Änderung der 
materiell-rechtlichen Normen bedeuten und den gleichen Schwierigkeiten 
begegnen wie eine aus materiell-rechilidien Erwägungen erfolgende Abänderung. 
Allen derartigen Abänderungsversuclien steht zudem und vor allem aucli der 
Umstand entgegen, daß die Rückerstattung in der amerikanischen und franzö- 
sisdien Besatzungszone (siehe Anlage) schon sehr weit fortgesdiritten ist und 
ein Wiederaufrollen der großen Zahl erledigter Falle völlig unmöglidi ist. Eine 
Vereinheitlidmng wird lediglidi insoweit erstrebt und von der Bundesregierung 
bei den derzeitigen Verhandlungen mit den Besatzungsmaditen vorgeschlagen 
werden können, als in der amerikanischen und britischen Zone entsprechend 
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der kürzlidien Neuregelung in der französisdien Zone zu den von den Besat- 
zungsmächten gesdiaffcnen Rückersialtungsobergeriditen (Court o! Restitution 
Appeals in der amerikanischen und Board of Review in der britischen Zone) 
auch deutsche Beisitzer zugezogeri werden sollten. Eine derartige Beiziehung 
würde, ohne die berechtigten Ansprüche der Rückerstattungsberechtigten zu 
gefährden, der Anpassung der Entscheidungen dieser Gerichte an die allge- 
meinen Vorschriften des deutschen Rechts und der Vermeidung von Mißver- 
ständnissen zwischen diesen Gerichten und den deutschen Unterinstanzen 
dienen. 

Die bisherige Arbeit der deutschen Wiedergutmadiungsbehörden und Gerichte 
dürfte dem Inlande wie dem Auslande gezeigt haben, daß sich diese Stellen 
mit großem Eifer und völliger Objektivität der ihnen gestellten Aufgabe unter- 
zogen haben. Die Bundesregierung gibt in diesem Zusammenhänge der Koil- 
nung Ausdruck, daß die große Zahl der anhängigen Verfahren mit möglichster 
Beschleunigung erledigt wird, um die bestehende Reditsunsicherheit und Beun- 
ruhigung zu beseitigen, und daß die Arbeit der beteiligten Wiedergutmachungs- 
behörden und Geridite wie auch das Verhalten der Parteien ebenso von dem 
Willen zu möglichst weitgehender alsbaldiger Wiedergutmachung geschehenen 
Unrechts wie von dem Willen zur Vermeidung neuer unbilliger Härten geleitet 
wird und in möglichst vielen Fällen zu einer gütlichen Einigung der Betei- 
ligten führt. 


Dr. Dehler 



Anlage 


Überblick über den Stand der Rückerstattung in den Ländern 
der amerikanisdien und französischen Zone per 1. Oktober 1950 

Vermerk: Für die Länder der amerikanischen Zone sind die Rückerstattungsansprüche auigesddüsselt in Einzelansprüdie und 
in Ansprüche der IRSO. 


Bremen 

Bayern 

Hessen 

Württeni berg-Badea 

Baden 

Rheinland-Pfalz 

W ürtte in berg-Hohenzoll eru 

Gesamtzahl der 
Individualfälle : 

Gesamtzahl der 
Individualfälle: 

Gesamtzahl der 
Individualfälle : 

Gesamtzahl der 
Individualfälle; 

Gesamtzahl der 
Ansprüdie : 

Gesamtzahl der 
Ansprüche : 

Gesamtzahl der 
Ansprüche ; 


1 454 


23 437 


23 673 

14 688 

3 890 

38 344 

l 577 

hiervon erledigt 
oder 

6t5 

427o 

hiervon erledigt 
oder 

7 14.9 
30,57o 

hiervon erledigt 
oder 

7 136 
30,10o/o 

hiervon erledigt 4 909 

oder 33,427o 

hiervon erledigt 2 223 
oder 57,40 Vo 

hiervon erledigt 15 085 
oder 39,347o 

hiervon erledigt 964 

oder 61.127o 

unerledigt 

oder 

839 

587o 

unerledigt 

oder 

16 288 
69,57o 

unerledigt 

oder 

16 537 
69,90»/o 

unerledigt 9 779 

oder 66,587o 

unerledigt 1 667 

oder 42,60Vo 

unerledigt 23 259 

oder 60,667o 

unerledigt 613 

oder 38,887} 

Gesamtzahl der 
IRSO- Anmeldungen : 

Gesamtzahl der 

IRSO- Anmeldungen ; 

Gesamtzahl der 

IRSO- Anmeldungen : 

Gesamtzahl der 
IRSO-Anmeldungen : 





314 


16575 


19 177 

1 37 354 




hiervon erledigt 
oder 

46 

I4,647o 

hiervon erledigt 
oder 

1 055 
6,47o 

hiervon erledigt 
oder 

1 857 
9,687o 

; hiervon erledigt 6 883 

1 oder 18,427() 




unerledigt 

oder 

268 

85.367o 

unerledigt 

oder 

15 520 
93,67o 

unerledigt 

oder 

17 320 

90,32»/<, 

' unerledigt 30 471 

oder 81,58Vo 






